
habe. Ihr seien dann Werte von ca. 74 000 M und dem Ver­
klagten Werte von ca. 54 000 M übertragen worden. Die 
Prozeßparteien seien sich auch über die Art und Weise 
der Erstattung des Ausgleichsbetrags einig gewesen, und 
die Klägerin habe dabei von vornherein mit erheblichen 
finanziellen Einschränkungen rechnen müssen. Diese habe 
sie in Kauf genommen, um das Grundstück zu erhalten.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die noch auf der Grundlage des inzwischen aufgehobenen 
§ 20 FVerfO erfolgte gerichtliche Einigung über die Tei­
lung des gemeinsamen Eigentums und Vermögens hätte 
durch das Kreisgericht nur bestätigt werden dürfen, soweit 
sie den Grundsätzen des Familienrechts entsprach. Dafür 
lagen im konkreten Fall nicht die notwendigen Voraus­
setzungen vor.
Es ist nicht zu beanstanden, daß die Prozeßparteien das 
gemeinschaftliche Vermögen abweichend von der Vertei­
lungsregel des § 39 Abs. 1 FGB zu ungleichen Anteilen 
aufgeteilt haben. Das war schon mit Rücksicht auf die bei­
den minderjährigen Kinder gerechtfertigt. Angesichts des 
beträchtlichen gemeinschaftlichen Vermögens verstieß auch 
eine Aufteilung im Verhältnis von 56 zu 44 nicht gegen die 
Grundsätze des Familienrechts.
Auch die Art und Weise der Aufteilung des Vermögens 
zwischen den Ehegatten widerspricht nicht den Grundsät­
zen des Familienrechts. Es ist zulässig, einem Ehegatten 
einen erheblich größeren Umfang an Sachwerten zu über­
lassen als dem anderen.
Zum Ausgleich für die erfolgte Überlassung des Grund­
stücks an die Klägerin wurde in der Einigung dafür die 
Zahlung in Höhe von 40 000 M vorgesehen. Diese wird 
jedoch den Grundsätzen des Familienrechts nicht gerecht 
und hätte vom Kreis- und Bezirksgericht nicht bestätigt 
werden dürfen.
Dem Bezirksgericht ist insoweit zu folgen, als es gegen die 
Verfahrensweise der Prozeßparteien, den Zeitwert des 
Hausrats und des Pkw auf der Grundlage persönlicher 
Erfahrungswerte — ausgehend vom Anschaffungspreis und 
Anschaffungsjahr — zu ermitteln und sich dementspre­
chend auf angemessene Ausgangswerte zu einigen, grund­
sätzlich nichts einzuwenden gehabt hat. Im Rahmen der 
Einschätzung, ob die Einigung mit den Grundsätzen des 
Familienrechts übereinstimmt, hätte jedoch geprüft wer­
den müssen, inwieweit der von den Prozeßparteien für 
das Grundstück angegebene außergewöhnlich hohe Wert 
mit preisrechtlichen Festlegungen im Einklang steht. Das 
ist jedoch nicht erfolgt.
Auch im Kassationsantrag wird zutreffend darauf hinge­
wiesen, daß die Bürger vor Gericht wohl eine Vereinba­
rung über die Verteilung des gemeinschaftlichen Vermö­
gens treffen können, die nicht allenthalben mit dem Er­
gebnis einer möglichen gerichtlichen Entscheidung über­
einstimmen muß. Aber auch bei einer Einigung muß ge­
währleistet bleiben, daß keiner Prozeßpartei etwa ein ge­
setzwidriger Vermögensvorteil oder -nachteil entsteht. Bei 
Vorliegen dafür sprechender Umstände ist davon auszu­
gehen, daß eine Verletzung der Grundsätze des Familien­
rechts gegeben sein könnte, (wird ausgeführt)
Nach der dem Senat vorliegenden Stellungnahme des Rates 
des Kreises beruht die Wertfestsetzung über das Grund­
stück auf einer falschen Grundlage. Das hat dazu geführt, 
daß der — für einen Wertausgleich zwischen den Ehe­
gatten gleichermaßen in Betracht kommende — höchstzu­
lässige Verkaufspreis um über 26 000 M zu hoch angesetzt 
worden ist. Bei dieser Sachlage läßt sich die getroffene 
Vereinbarung hinsichtlich der Zahlung von 40 000 M Aus­
gleich nicht mit den Grundsätzen des Familienrechts ver­
einbaren, um so weniger, als zutreffend mit Rücksicht auf 
die beiden Kinder die Vermögensverteilung nach unglei­

chen Anteilen erfolgte. Darüber hinaus ist auf den engen 
Zusammenhang zwischen der Ausgleichszahlung und 
dem dem Verklagten eingeräumten Vorkaufsrecht hinzu­
weisen. Eine überhöhte Ausgleichszahlung würde bei evtl. 
Geltendmachung des Vorkaufsrechts einen zusätzlichen 
ungerechtfertigten Vermögensvorteil für den Verklagten 
bewirken, da das Grundstück nur zum niedrigeren preis- 
rechtlich genehmigten Wert verkauft werden dürfte.
Das Bezirksgericht hätte nach alledem auf die Berufung 
der Klägerin die vom Kreisgericht ausgesprochene Bestä­
tigung der Vereinbarung aufheben müssen, weil die Grund­
sätze des Familienrechts nicht gewahrt worden sind.
Da das Berufungsverfahren zur Entscheidung reif war, hat 
der erkennende Senat gemäß § 162 Abs. 1 ZPO unter Auf­
hebung des Urteils des Bezirksgerichts die Einigungsbestä­
tigung des Kreisgerichts aufgehoben. Gemäß § 162 Abs. 1 
Satz 2 ZPO wurde die Sache zur Fortsetzung des Verfah­
rens über die Vermögensauseinandersetzung der Prozeß­
parteien an das Kreisgericht zurückverwiesen.

§ 39 FGB; OG-Richtlinie Nr. 24.
Im Verfahren über die Verteilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums und Vermögens der Ehegatten sind die Prozeß­
parteien — von den Fällen des §41 FGB abgesehen — nicht 
verpflichtet, sich über ihr gesamtes Vermögen auseinander­
zusetzen. Können sie sich wider Erwarten später über die 
Verteilung von Vermögensstücken oder die Erfüllung ge­
meinsamer Verbindlichkeiten, die nicht mit in das Ver­
fahren nach § 39 FGB einbezogen wurden, außergerichtlich 
doch nicht einigen, ist es zulässig, in den vom Gesetz be­
stimmten Grenzen ein weiteres derartiges Verfahren ein­
zuleiten.
Im neuen Rechtsstreit kann es u. U. geboten sein, die be­
reits ergangenen gerichtlichen Entscheidungen oder bestä­
tigten Einigungen mit zu berücksichtigen, wobei es jedoch 
bei deren Ergebnissen zu verbleiben hat. Etwa notwendige 
ergänzende Vermögensausgleichungen sind auf geeignete 
Weise im noch zu entscheidenden Verfahren vorzunehmen. 
OG, Urteil vom 4. Januar 1977 - 1 OFK 24/76.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde 1974 geschieden. Am 
5. März 1975 haben die Prozeßparteien über die Verteilung 
des gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens einen 
Vergleich geschlossen, der gerichtlich bestätigt wurde. Der 
Klägerin wurde u. a. auch das Wohngrundstück zu Allein­
eigentum übertragen.
Im Mai 1976 hat die Klägerin Klage erhoben. Sie hat einen 
Anspruch auf Zahlung von 2 209,45 M gegen den Verklag­
ten mit der Begründung geltend gemacht, daß bei Abschluß 
des Vergleichs von beiden Prozeßparteien übersehen wor­
den sei, daß das Wohngrundstück mit zwei Hypotheken in 
Höhe von 4 418,91 M belastet sei. Insoweit sei noch eine 
Vermögensauseinandersetzung herbeizuführen.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Der von der Klägerin gegen diese Entscheidung eingelegten 
Berufung hat das Bezirksgericht nicht stattgegeben. Zur 
Begründung hat es ausgeführt: Die Klägerin, die im Hand­
werksbetrieb des Verklagten die Buchhaltung geführt habe, 
habe vor Vergleichsabschluß das Bestehen der hypotheka­
risch gesicherten Forderungen trotz Kenntnis niemals er­
wähnt. Deshalb hätten diese Verbindlichkeiten in der Ver­
einbarung nicht berücksichtigt werden können. Nunmehr 
hafte die Klägerin für ihre Erfüllung allein. § 16 FGB gelte 
nur für die Dauer der Eigentums- und Vermögensgemein­
schaft. Die durch die Nichtbeachtung der Hypotheken ein­
getretene geringfügige Abweichung von der Teilungsgrund­
lage stehe der Verbindlichkeit der Vereinbarung nicht ent­
gegen. Im Interesse der Rechtssicherheit müßten die Betei­
ligten auf die Rechtswirksamkeit des Vergleichs vertrauen 
dürfen. Deshalb könne der Verklagte nicht nachträglich in 
Anspruch genommen werden.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.
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